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Bundesvereinigung der kommunalen Spitzenverbände 

22.10.2024 

Stellungnahme zum Referentenentwurf für eine Änderung der Allgemeinen 
Verwaltungsvorschrift zur Straßenverkehrs-Ordnung (VwV-StVO) zu 
Großraum- und Schwertransporten (GST) 

Ihre E-Mail von Freitag, 18. Oktober 2024 12:00 Uhr 

Wir danken für die Übersendung eines Entwurfs zur Änderung der allgemeinen 
Verwaltungsvorschrift und nehmen gern wie folgt Stellung: 

I. Zur Beschleunigung und Verbesserung der Verwaltungsverfahren bei 
Großraum- und Schwertransporten 

Die kommunalen Spitzenverbände verfolgen intensiv die Bemühungen, die Genehmigung 
von Großraum- und Schwertransporten (GST) zu beschleunigen und auch mit digitalen 
Mitteln effizienter zu gestalten. Eine solche Initiative ist auch aus kommunaler Sicht 
überfällig. Seit Mitte letzten Jahres mehren sich die Stimmen aus unserem Mitgliedsbereich, 
die mit der Genehmigungssituation sehr unzufrieden sind. Wir hätten uns daher gewünscht, 
umfassend in den Austausch eingebunden zu werden und schnell geeignete Formate und 
Strukturen zu finden, wie die Zusammenarbeit bei der Genehmigung von GST, aber auch 
hinsichtlich der Koordinierung von Baumaßnahmen und Baustellenumfahrungen verbessert 
werden kann. 

Für den Industriestandort Deutschland sind effiziente und zügige Erlaubnis- und 
Genehmigungsverfahren für GST von großer Bedeutung. 

In Bezug auf die Genehmigung von GST, in die die Städte und Landkreise als Genehmigungs- 
und Anhörungsbehörden eingebunden sind, sind für uns insbesondere folgende Anliegen 
wesentlich:  

 Obwohl das Antrags- und Genehmigungsverfahren dank des digitalen GST-Portals  
VEMAGS (Verfahrensmanagement für Großraum- und Schwertransporte) 
medienbruchfrei und schnell online abzuwickeln ist, müssen in Bezug auf 
Kreuzungsbauwerke eine Vielzahl von Unteranhörungen der Autobahn GmbH des 
Bundes (AdB) durchgeführt werden. Dieser zusätzliche Verfahrensschritt führt 
unweigerlich zu Verzögerungen im Erlaubnis- und Genehmigungsverfahren. Neue 
Verfahrensregeln lösen außerdem seit dem 01.01.2024 zusätzlichen Aufwand bei den 
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Anhörungsbehörden aus. Zur Beschleunigung und Vereinfachung des Verfahrens 
schlagen wir vor, die Zahl der erforderlichen, einzelfallbezogenen Unteranhörungen 
zu reduzieren, etwa durch Festlegung anhörungsfreier Grenzwerte (wie sie früher 
existierten) oder auch durch typisierende/pauschale Zustimmungen („Sammel“-
Stellungnahmen) für eine Vielzahl gleichgelagerter Transportfälle.  

 Im Zuge einer Neubewertung der Tragfähigkeit von Autobahnbrücken kommt es zu 
einem vermehrten Ausleiten von Schwerlastverkehren und zu Umfahrungen im 
nachgeordneten Straßennetz. Auch hier bedarf es geeigneter Lösungen zur 
Vermeidung zusätzlicher Belastungen der kommunalen Verkehrsinfrastruktur und 
zusätzlichen Koordinierungsaufwands vor Ort. 

 Durch Festlegungen der AdB wurden wesentliche Erschwernisse für den Transport 
großer und/oder schwerer Güter auf den Bundesautobahnen geschaffen: So wurden 
- zumindest in einigen Niederlassungen - für Transporte, welche ein Gesamtgewicht 
von 68 t, eine Höhe von 4,35 m oder eine Breite von 3,25 m überschreiten, keine 
Zustimmungen mehr zu Dauererlaubnissen erteilt und bei Anträgen auf 
Dauererlaubnisse ein Fahrverbot erteilt, sobald eine verkehrsrechtliche Anordnung 
oder ein Verkehrszeichenplan erforderlich war.  

Die genannten Punkte verunsichern die Marktbeteiligten, verlängern die Genehmigungs-
verfahren, erhöhen die Gebühren für GST und führen zu einem höheren Verschleiß der in 
der Regel weniger tragfähigen kommunalen Infrastrukturen. Die Zuständigkeits-, Verfahrens- 
und Regeländerungen haben insofern erhebliche Auswirkungen für die Wirtschaft und die 
öffentliche Hand. 

Abgesehen davon wird uns berichtet, dass sich bereits die Kommunikation mit den 
Niederlassungen der neuerlich zuständigen AdB vor Ort bisweilen schwierig gestaltet. 
Oftmals hänge es von Einzelpersonen und Zufälligkeiten ab, ob Abstimmungen gelingen. 
Wünschenswert wären aus kommunaler Sicht insoweit Formate wie regelmäßige 
Dienstgespräche, Regionalkonferenzen oder Newsletter auf regionaler Ebene und eine 
eindeutigere Benennung regionaler Ansprechpartner. 

II. Zur Beteiligungsfrist 

Die extreme kurze Frist (Übersendung der Verbändeanhörung Freitag 12:00 Uhr, Abgabefrist 
Dienstag 12:00 Uhr) bei der vorliegenden VwV-Änderung ist für uns unverständlich. Ein 
Grund für den Eilbedarf wird nicht genannt. Insbesondere ist nicht ersichtlich, warum die 
VwV-Änderung nicht mit der derzeit in Vorbereitung befindlichen Änderung der VwV zur 
Umsetzung der Siebenundfünfzigsten Verordnung zur Änderung straßenverkehrsrechtlicher 
Vorschriften (StVO-Novelle) verbunden wird. Die kommunalen Spitzenverbände wurden 
seitens des Bundes nicht in den Runden Tisch und die Bund-Länder AG einbezogen, sondern 
in der Korrespondenz auf die Länder durch unsere jeweiligen Landesverbände verwiesen.   

Ferner stehen u.W. noch Entscheidungen der Wirtschaftsministerkonferenz und der 
Ministerpräsidentenkonferenz aus, die sich Entscheidungen über ein Programm zur 
Erleichterung von GST vorbehalten hatte. Der Vorschlag ist uns bisher nicht bekannt und 
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bedarf im Hinblick auf die Auswirkungen auf Erfüllungsaufwand und eine angenommene 
Gebührenverringerung bei den Kommunen einer eingehenden Prüfung.  

Die kurze Frist erlaubt schließlich keine Einbeziehung unserer Mitglieder, welche die 
Vorgaben letztlich vor Ort umsetzen. Das Vorgehen führt aus unserer Sicht zur voreiligen 
und fehlerhaften Rechtsetzungen. 

III. Im Einzelnen: 

Im Referentenentwurf sind folgende Vereinfachungen der Erlaubnisverfahren sowie 
Erleichterungen bei der Durchführung von GST vorgesehen, zu denen wir zu den einzelnen 
Zwischenüberschriften Stellung nehmen: 

Die Vorschläge orientieren sich an einem Bericht des Bundesministeriums für Digitales und 
Verkehr zur Gemeinsamen Konferenz der Verkehrs- und Straßenbauabteilungsleitungen der 
Länder (GKVS) am 18./19. September 2024 in Paderborn und zur Verkehrsministerkonferenz 
(VMK) am 9./10. Oktober 2024 in Duisburg TOP 6.1 a) „Optimierung Erlaubnis- und 
Genehmigungsverfahren für Großraum- und Schwertransporte (GST)“, der auch einen 
Abschlussbericht der Ad-hoc-Arbeitsgruppe der Verkehrsministerkonferenz zur 
Vereinfachung und Beschleunigung von Großraum- und Schwertransporten (GST) mit Stand 
04.09.2024 enthält. Der Bericht und der Abschlussbericht sind uns mit Einstellung im 
Internet nach der VMK bekannt. Aufgrund der Kürze der Zeit konnten wir nicht überprüfen, 
ob die Vorschläge der Ad-hoc-Arbeitsgruppe 1:1 übernommen wurden. 

Einen entscheidenden Ansatz zur Vereinfachung und Beschleunigung der Verfahren, der 
bislang nicht genutzt wird, sehen wir darin, die Komplexität der Bescheide zu reduzieren und 
wieder zum Grundsatz „Eine Strecke, ein Antrag“ zurückzukehren: Die gleichzeitige 
Genehmigung von bis zu 5 Strecken verkompliziert die Verfahren erheblich und verzögert sie. 
Sie erhöht die Zahl der zu beteiligenden Behörden und bedeutet im Ergebnis für die 
Genehmigungsbehörden zusätzliche Arbeit, da die Auflagen für einzelne Strecken wegen des 
Zustands von Brücken etc. immer häufiger und umfangreicher werden und sich mit der Zahl 
zu genehmigender Strecken vervielfältigen. Die Bescheide werden dadurch immer länger (100 
Seiten sind keine Seltenheit). Das macht sie nicht nur für die Antragsteller schwer lesbar, 
sondern erschwert auch den Vollzug und die Überwachung der Vorgaben. Eine Reduzierung 
der Strecken würde die Auflagen deutlich reduzieren, die Bescheide wieder übersichtlicher 
machen und gleichzeitig auch die Genehmigungsbearbeitung deutlich vereinfachen und 
beschleunigen.  

Ermöglichung der Mitnahme teilbarer Ladung bis zu 40 t bei GST-Leerfahrten 

Die Mitnahme teilbarer Ladung bis zu 40 t bei GST-Leerfahrten ist nicht unbedenklich. An 
den Begriff „Leerfahrt“ sind insoweit strenge Voraussetzungen zu knüpfen. Er sollte nur die 
Rückkehr an den Ausgangsort unter ggf. unwesentlicher Fahrtabweichung umfassen. Die 
Mitnahme ist im Genehmigungsantrag auszuweisen. 

Da zu lange und zu breite Fahrzeuge (bauartbedingt) mehr Ladung mitnehmen als normale 
LKW (die keine Großraumtransporte sind) entstünde bei extensiver Auslegung eine 
Wettbewerbsverzerrung bzw. Bevorteilung von Großraumfahrzeugen. Eine grundsätzliche 
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Beförderung teilbarer Ladung durch Schwerlasttransporte ist aus Sicht der Erlaubnis- und 
Genehmigungsbehörden (EGB) aber nicht wünschenswert. 

Infolge solcher Leerfahrtmitnahmen wird der Antrag zusätzlich schwieriger zu bearbeiten 
sein, insbesondere dann, wenn die Ladestelle nicht auf dem Weg liegt und die Abladestelle 
auch nicht. Im Ergebnis wird es regelmäßig zwei Ziele auf der Leerfahrt geben, Abladestelle 
und Firmensitz. Das wird die Genehmigung nicht vereinfachen, da noch mehr Behörden 
angehört werden müssen. 

Kontrolle: Entsprechende Auflagen sind in der Praxis nicht kontrollierbar. Auflagen werden 
jedoch nur eingehalten, wenn ein gewisser Kontrolldruck vorhanden ist. 

Eine Anpassungs- und Klärungsnotwendigkeit wird seitens der kommunalen EGB im Übrigen 
nicht gesehen, wenn die Fahrzeuge bei Leerfahrten die nach § 34 StVZO zulässigen Werte 
nicht überschreiten.  

Einführung eines Richtwerts für die Dauer der Antragsbearbeitung durch die Behörden 

Die Einführung eines Richtwerts für die Dauer der Antragsbearbeitung lehnen wir ab.  

Ein solcher Richtwert ist nicht zielführend, da die GST sowohl hinsichtlich Strecke, Umfang, 
Fahrzeugen so unterschiedlich ausfallen, dass einem gemittelten Richtwert kein 
Aussagewert zukommt. Die Komplexität der Verfahren und die Anzahl anzuhörender Stellen 
kann höchst unterschiedlich hoch sein. Teilweise kommen Stellungnahmen von zu 
beteiligenden Behörden erst nach 14 Tagen an. Es kann bei allen Verfahrensbeteiligten zu 
Verzögerungen kommen durch unvorhergesehene Personalausfälle oder Arbeitsüberlastung. 

Die bearbeitenden Behörden sind sich der Bedeutung für den Wirtschaftsstandort bewusst 
und bemüht, die Antragsverfahren so schnell wie möglich durchzuführen. Leider ist dieses 
durch einzelne Umstände nicht immer möglich. Durch die Formulierung wird die 
Erwartungshaltung geweckt, dass ein vollständiger Antrag innerhalb von zwei Wochen 
abschließend bearbeitet ist. Dies ist jedoch in bestimmten Fallkonstellationen, die die 
Genehmigungsbehörde nicht immer selbst beeinflussen kann, nicht zu gewährleisten.  

Um das gesetzte Zeitmaß einzuhalten, werden die zuständigen Behörden ggf.  zu 
vorsorglichen Ablehnungen verleitet. Damit ist den Partnern nicht gedient.  

Auch eine Sichtung auf Vollständigkeit der Anträge ist wenig hilfreich, wenn 
Arbeitsüberlastung herrscht, und die Durchsicht neu eingegangener Anträge behindert das 
Abarbeiten der bereits eingegangenen Anträge (Hin- und Herspringen). Die Maßnahme 
macht die Prozesse nicht effizienter. Die Regelung trägt nicht dazu bei, eine in der Regel gute 
und unterstützende Zusammenarbeit mit den Unternehmen beizubehalten 
Sofern hier eine entsprechende Umsetzung erfolgt, muss den Behörden die Möglichkeit 
eröffnet werden, Anträge, die unvollständig sind, sofort gebührenpflichtig abzulehnen. 

Änderungen z.B. der Fahrwege im kommunalen Bereich erfordern häufig eine neue 
Antragstellung durch den Transporteur, da diese nicht im VEMAGS-Streckenmodul zur 
automatisierten Bearbeitung durch Autobahn GmbH oder Landesbehörden eingepflegt 
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werden können. Streckenänderungen führen – anstatt lokal korrigiert zu werden – so zu 
Ablehnung und erheblichen Zeitverlusten durch die dadurch erforderliche Neubeantragung. 
Entsprechend ist der Prozess an diesen Punkten inhaltlich zu verbessern und nicht durch 
eine deklaratorische vorgebliche Verfahrensdauer.  

Es bleibt bei einer solchen Vorgabe im Übrigen unklar, auf welchem Wege in dem gestuften 
Verwaltungsverfahren genehmigende Behörden auf zeitliche Verzögerung beteiligter 
Behörden einwirken können, um die angestrebte Bearbeitungszeit einzuhalten. 

Ferner wird durch einen verbindlichen Richtwert der Druck auf eine überschnelle 
Verfahrensbearbeitung erhöht und führt dadurch zu einem erhöhten Erfüllungsaufwand und 
nicht zu einer Senkung. Die Festlegung eines solchen Richtwerts fällt schließlich auch nicht in 
die Kompetenz des Bundes und findet keine Grundlage in der StVO, die mit der VwV 
konkretisiert wird. Die Gründe für die Streichung 2017 eines solchen in der Fassung 2015 
einmal vorhandenen Orientierungswerts gelten fort. 

Hilfsweise weisen wir dezidiert darauf hin, dass bei Überschreitung des Richtwertes weder 
eine Genehmigungsfiktion noch eine andere konkrete Rechtsfolge hier statthaft und mit der 
StVO vereinbar wäre. Soweit der Orientierungswert von zwei Wochen wieder in die VwV-
StVO aufgenommen wird, ist stärker zu betonen, dass auch unvollständige oder fehlerhaft 
gestellte Anträge zu längeren Bearbeitungsdauern führen können. 

Flexibilisierung der Toleranzen für die Unterschreitung von genehmigten Maßen und Ge- 
wichten der Ladung 

Hier sollte durch hinterlegte wissenschaftliche Betrachtung dargelegt werden, dass mit den 
neu vorgeschlagenen Toleranzen nicht zu außergewöhnlichen Belastungszuständen kommt. 
Die neuformulierten Grenzen erscheinen weitgehend willkürlich. Bei dem Gewicht ist die 
Berechnung zu kompliziert und erfordert für die EGB einen Mehraufwand. Im Übrigen 
werden Unterschreitungen im Allgemeinen unbedenklich gesehen.    

Streichung der Anhörung der Autobahn GmbH des Bundes bei Unterfahrung von 
Kreuzungsbauwerken  

Der Herleitung und Argumentation für diese Änderung kann gefolgt werden und wird ganz 
überwiegend begrüßt. 

Priorisierung von Transporten von Kabelrollen im Reparaturfall und Großtransformatoren

Es wird kein Anpassungsbedarf in der VwV gesehen. Bereits heute werden bei Vortrag einer 
besonderen Dringlichkeit Anträge vorrangig bearbeitet. Die EDV-technische Umsetzung zur 
Schaffung einer geeigneten technischen Möglichkeit zur Kennzeichnung prioritär zu 
bearbeitender Anträge wird begrüßt. Die Dringlichkeit müsse im System bereits ohne Öffnen 
des Antrages in der Übersicht der Anträge oder Anhörungen ersichtlich sein. 
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Die Priorisierung kann auch für andere Sachverhalte maßgeblich sein, weshalb die 
Beschränkung ausschließlich auf Kabelrollen- und Transformatoren in Frage gestellt wird, 
sondern den Behörden auch in anderen dringenden Fällen eine Priorisierung erlaubt werden 
sollte. Anstelle des Vorrangs für ein bestimmtes Wirtschaftsgut, sollten die Voraussetzungen 
für eine Dringlichkeitsbescheinigung in der VwV-StVO klar geregelt werden.  

Dabei muss auch beachtet werden, dass infolge der Priorisierung Verfahren nicht weiter 
verkompliziert werden und andere GST unberechtigt zurückgestellt werden müssen. 

Vorverlegung des grundsätzlichen Beginns der Nachtfahrt auf 20 Uhr  

Der Vorverlegung der Nachtzeiten auf 20 Uhr wird nicht zugestimmt. Die veränderte 
Einteilung ist mit anderen Nachtklassifikationen (z.B. Immissionsschutz) nicht kompatibel 
und vermittelbar. Ladenöffnungszeiten und flexible Arbeitszeiten haben sich in den letzten 
Jahren in die Abendstunden hinein verlängert. Innerhalb der Städte und Verdichtungsräume 
würden sich GST werktäglich mit dem von 20-22 Uhr noch stattfindenden Einkaufs-, Berufs-, 
Freizeit- und Veranstaltungsverkehr überlappen und damit den Verkehrsablauf und die 
Verkehrssicherheit nachteilig beeinflussen. Konflikte werden auch mit dem vorhandenen 
landwirtschaftlichen Verkehren/großen Landmaschinen befürchtet. Diese können per Erlass 
breiter sein und dürften je nach Jahreszeit und Witterung auch nach 20.00 Uhr unterwegs 
sein. Viele Straßenbreiten lassen keinen Begegnungsverkehr mit Schwertransporten zu. 

Für Transporte, die freitags oder samstags stattfinden, wird heute regelmäßig die Auflage 
aufgenommen, dass der Transport erst um 23 Uhr beginnen kann (also nicht früher, sondern 
eher später). Ein grundsätzliches Vorverlegen der Nachtfahrt auf 20h, die dann durch 
vermehrte Auflagen wieder „nach hinten korrigiert“ werden muss, bedeutet keine 
Vereinfachung, sondern erhöht den Begründungsaufwand. 

Die Auflage der Nachtfahrt betrifft von vornherein nur besonders große Transporte (ab 4 m 
Breite), die von der Polizei begleitet werden.  Es stellt sich daher auch die Frage, zu welcher 
Zeit die Polizei die erforderliche Personalkapazität aufbringen kann.  

Entsprechend kann von unserer Seite einer Vorverlegung der Nachtzeit allenfalls für 
Autobahnen und außerhalb der Ferienzeiten zugestimmt werden. Im Übrigen ist der Beginns 
der Nachtfahrt nicht grundsätzlich, sondern allenfalls ausnahmsweise, je nach verkehrlichem 
Kontext auf 20 Uhr vorzuverlegen. 

Steigerung der Verbindlichkeit der Richtlinien für Großraum- und Schwertransporte (RGST) 
durch Verweis in der VwV-StVO  

Sofern eine widerspruchsfreie und zeitgerechte Integration der neuen Regelungen in den 
Richtlinien für Großraum- und Schwertransporte (RGST) erfolgt, bestehen keine Vorbehalte. 
Es müssten dazu aber die StVO, VwV-StVO, RGST und VEMAGS gleichzeitig angepasst 
werden, da diese jeweils zu verschiedenen Zeiten einzeln geändert werden und somit nicht 
im Einklang sind. 
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Zum Erfüllungsaufwand 

Die Einsparungen des Erfüllungsaufwandes können nicht nachvollzogen werden, da weder 
die Kommunalen Spitzenverbände noch die Mitgliedskommunen eine vollständige Übersicht 
über die mit den Einsparungen in Verbindung stehenden Vorgängen haben. Aus praktischer 
Erfahrung der EGB ergeben sich die größten Einsparpotenziale bei einer besseren 
Performance des Antragsverfahrens in VEMAGS. Hierauf beruhende fehlerhafte Anträgen als 
auch fehlende Möglichkeiten der Korrektur im Antragsverfahren führen häufig dazu, dass 
Anträge unter enormen Zeitverlusten zurückgewiesen werden müssen.  

Wegen des Zeitdrucks dieser Stellungnahme behalten wir uns eine umfangreiche und 
ergänzende Stellungnahme im weiteren Verfahren ausdrücklich vor. 


